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Wichtigste Neuerungen der Betriebssicherheitsverordnung seit 1. Juni 2015. 

Auf den nachfolgenden Seiten sind alle Gesetzestexte und Vorschriften zusammengefasst, die für die 

Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten – insbesondere Krane – von Bedeutung sind. 

Zur Einführung ein Vergleich der Gesetzesveränderungen 2002 und 2015 

Das Fazit vorab: Die neue Verordnung wurde durch vielfältige Experteneinbringung an den wichtigen 
Punkten entscheidend konkreter. Dies lag offensichtlich an den Erfahrungen der praktischen 

Anwendung der letzten 13 Jahre. 

Obwohl die Betriebssicherheitsverordnung seit 2. Oktober 2002 das erste und allein gültige Gesetz 

zur Sicherheit in deutschen Betrieben war, taten sich viele Betreiber schwer, dieses Gesetz zu 

befolgen und anzuwenden. Zu abstrakt war das Gesetz. Zu sehr mangelte es an den konkreten 

Vorgaben, wie die Verantwortlichen in den Betrieben sie von den berufsgenossenschaftlichen UVV-
en (Unfallverhütungs-„VorsĐhrifteŶ“) her geǁohŶt ǁareŶ. So z. B. aŶ koŶkreteŶ VorsĐhriften für 

Prüffristen.  

Wichtigste Basis für die Prüffristen und alle weiteren Maßnahmen sollten die vom Betrieb zu 

erstellenden Gefährdungsbeurteilungen sein.  Wurden sie gemacht? 

In häufiger Ermangelung dessen hielten sich die Verantwortlichen in den Betrieben auch nach 2002 

ǁeiter aŶ FristeŶ ǁie auĐh aŶ ǁeitere „VorsĐhrifteŶ“ der BerufsgeŶosseŶsĐhafteŶ. Die ǀoŶ deŶ BG´s 
erlassenen UVV-en wurden vielfach weiter so beachtet – als wären sie das eigentliche Gesetz. 

Die neue Betriebssicherheitsverordnung trägt nun den Versäumnissen der Erstausgabe von 
2002 Rechnung: 

Anhang 1 (zu § 6 Absatz 1) – Seite 13 

… ďehaŶdelt u.a. uŶter Pkt. Ϯ: „BesoŶdere VorsĐhrifteŶ für die VerǁeŶduŶg ǀoŶ ArďeitsŵittelŶ zuŵ 
HeďeŶ ǀoŶ LasteŶ“ 

Anhang 3 (zu § 14 Absatz 4) – ab Seite 20 

… ďehaŶdelt u.a. iŶ AďsĐhŶitt ϭ jetzt gaŶz koŶkret: PrüfǀorsĐhrifteŶ für … KraŶe - mit Prüffristen, 

Prüfzuständigkeiten 

… ďehaŶdelt iŶ AďsĐhŶitt ϯ die PrüffristeŶ, PrüfzustäŶdigkeiteŶ, PrüfaufzeiĐhŶuŶgeŶ für Arďeitsŵittel 
der Veranstaltungstechnik 

Mit der neuen Verordnung erlässt der Gesetzgeber nunmehr auch für Hebezeuge bundeseinheitliche, 

bauartspezifische Prüfvorschriften. Die Gefährdungsbeurteilungen sind weiterhin vorgeschrieben. 

Ab jetzt aber kann sich der Betreiber in den Gefährdungsbeurteilungen voll auf seine prägnanten 

betrieblichen Besonderheiten konzentrieren: das wesentliche Ziel, was der Gesetzgeber über die 

Betriebssicherheitsverordnung mit den Gefährdungsbeurteilungen eigentlich schon ab 2002 

bezwecken wollte! 

Auch wenn vielfach erst jetzt erkaŶŶt ǁird, dass RegelŶ oder gar „VorsĐhrifteŶ“ der 
Berufsgenossenschaft in keiner Weise mehr das Gesetz darstellen – sie bleiben Regeln der Technik. 

Diese sind über Jahrzehnte gewachsene, wertvolle Erkenntnisse und Errungenschaften für unsere 

Arbeitswelt. 

Diese altbewährten Regeln in den Dienst des neuen Gesetzes zu stellen,  war bereits die Aufgabe seit 

2. Oktober 2002. Nunmehr, seit dem 1. Juni 2015, wird die die Betriebssicherheitsverordnung  mit 

diesen Konkretisierungen bei Kran-Betreibern/Arbeitgebern deutlich stärker in den Focus rücken. 
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Verordnung der Bundesregierung 

Verordnung zur Neuregelung der Anforderungen an den Arbeitsschutz bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln und Gefahrstoffen 

 

Legende: 

In der nachfolgenden Inhaltsübersicht sind alle Artikel der Verordnung aufgeführt. Alle wesentlichen 

hebezeug-relevanten Punkte sind in der Inhaltsübersicht fett hervorgehoben und im Textinhalt 

wiedergegeben. 

Alle weiteren Artikel, Paragraphen, Anhänge der gesamten Verordnung sind aus Gründen der 

Vollständigkeit  in der Inhaltsübersicht ebenso enthalten, jedoch grau gekennzeichnet– im Textinhalt 

nicht wiedergegeben. 

 

 = in wesentlichen Teilen erweiterte Vorschriften gegenüber der Erstausgabe 2002 

 

= gänzlich neue Vorschriften gegenüber der Erstausgabe 2002 

 

 

Artikel 1 Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von  
 Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV) 

  Abschnitt 1 - Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

   §  1 Anwendungsbereich und Zielsetzung 
   §  2 Begriffsbestimmungen 

  Abschnitt 2 - Gefährdungsbeurteilung und Schutzmaßnahmen 

   §  3 Gefährdungsbeurteilung 
   §  4 Grundpflichten des Arbeitgebers 
   §  5 Anforderungen an die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel 
   §  6 Grundlegende Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von 
    Arbeitsmitteln 

   §  7 Vereinfachte Vorgehensweise bei der Verwendung von  

    Arbeitsmitteln 

   §  8 Schutzmaßnahmen bei Gefährdungen durch Energien, Ingangsetzen  

    und Stillsetzen 

   §  9 Weitere Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln 

   § 10 Instandhaltung und Änderung von Arbeitsmitteln 

   § 11 Besondere Betriebszustände, Betriebsstörungen und Unfälle 
   § 12 Unterweisung und besondere Beauftragung von Beschäftigten 

S. 4 
S. 4 

S. 5 
S. 7 

S. 8 
S. 9 

S. 10 
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   § 13 Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber 

   § 14 Prüfung von Arbeitsmitteln 

  Abschnitt 3 - Zusätzliche Vorschriften für überwachungsbedürftige  
     Anlagen 
   § 15 Prüfung vor Inbetriebnahme und vor Wiederinbetriebnahme nach  

    prüfpflichtigen Änderungen 
   § 16 Wiederkehrende Prüfung 
   § 17 Prüfaufzeichnungen und -bescheinigungen 
   § 18 Erlaubnispflicht 

  Abschnitt 4 - Vollzugsregelungen und Ausschuss für Betriebssicherheit 

   § 19 Mitteilungspflichten, behördliche Ausnahmen 

   § 20 Sonderbestimmungen für überwachungsbedürftige Anlagen des  

    Bundes 

   § 21 Ausschuss für Betriebssicherheit 

 

  Abschnitt 5 - Ordnungswidrigkeiten und Straftaten, Schlussvorschriften 

   § 22 Ordnungswidrigkeiten 

   § 23 Straftaten 

   § 24  Übergangsvorschriften

 
  Anhang 1 (zu § 6 Absatz 1 Satz 2) Besondere Vorschriften für bestimmte  
       Arbeitsmittel … zum Heben von Lasten 

  Anhang 2 (zu den §§ 15 und 16) Prüfvorschriften für überwachungsbedürftige  

       Anlagen 

  Anhang 3 (zu § 14 Absatz 4)  Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel 
       Abschnitt 1 -     Krane  

       Abschnitt 2 -     Flüssiggasanlagen 

       Abschnitt 3 -     Veranstaltungstechnik 

 
Artikel 2 Änderung der Gefahrstoffverordnung 

Artikel 3 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Impressum 

 

 

 

 

S. 13 

S. 11 

S. 20 

S. 25 

S. 24 

S. 22 
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Artikel 1 

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung 
von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV) 

 
Abschnitt 1 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

 

§ 1 Anwendungsbereich und Zielsetzung 

1. Diese Verordnung gilt für die Verwendung von Arbeitsmitteln. Ziel dieser Verordnung ist 

es, die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten bei der Verwendung 

von Arbeitsmitteln zu gewährleisten. Dies soll insbesondere erreicht werden durch 

 

1.  die Auswahl geeigneter Arbeitsmittel und deren sichere Verwendung, 

2.  die für den vorgesehenen Verwendungszweck geeignete Gestaltung von Arbeits- und 

Fertigungsverfahren sowie 

3. die Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten. 

  
 […] 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

1. Arbeitsmittel sind Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für die Arbeit 

verwendet werden, sowie überwachungsbedürftige Anlagen. 

 

2. Die Verwendung von Arbeitsmitteln umfasst jegliche Tätigkeit mit diesen. Hierzu  

gehören insbesondere das Montieren und Installieren, Bedienen, An- oder Abschalten 

oder Einstellen, Gebrauchen, Betreiben, Instandhalten, Reinigen, Prüfen, Umbauen, 

Erproben, Demontieren, Transportieren und Überwachen. 

 […] 

5. Fachkundig ist, wer zur Ausübung einer in dieser Verordnung bestimmten Aufgabe über 

die erforderlichen Fachkenntnisse verfügt. Die Anforderungen an die Fachkunde sind 

abhängig von der jeweiligen Art der Aufgabe. Zu den Anforderungen zählen eine 

entsprechende Berufsausbildung, Berufserfahrung oder eine zeitnah ausgeübte 

entsprechende berufliche Tätigkeit. Die Fachkenntnisse sind durch Teilnahme an 

Schulungen auf aktuellem Stand zu halten. 

 
6. Zur Prüfung befähigte Person ist eine Person, die durch ihre Berufsausbildung, ihre 

Berufserfahrung und ihre zeitnahe berufliche Tätigkeit über die erforderlichen Kenntnisse 

zur Prüfung von Arbeitsmitteln verfügt; soweit hinsichtlich der Prüfung von 

Arbeitsmitteln in den Anhängen 2 und 3 weitergehende Anforderungen festgelegt sind, 

sind diese zu erfüllen. 
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7. Instandhaltung ist die Gesamtheit aller Maßnahmen zur Erhaltung des sicheren 

Zustandes oder der Rückführung in diesen. Instandhaltung umfasst insbesondere 

Inspektion, Wartung und Instandsetzung. 

 

8. Prüfung ist die Ermittlung des Istzustandes, der Vergleich des Istzustandes mit dem 

Sollzustand sowie die Bewertung der Abweichung des Istzustandes vom Sollzustand. 
 

9. Prüfpflichtige Änderung ist jede Maßnahme, durch welche die Sicherheit eines 

Arbeitsmittels beeinflusst wird. Auch Instandsetzungsarbeiten können solche 

Maßnahmen sein. 

 

10. Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen 

oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme oder Vorgehensweise 

zum Schutz der Gesundheit und zur Sicherheit der Beschäftigten oder anderer Personen 

gesichert erscheinen lässt. Bei der Bestimmung des Stands der Technik sind insbesondere 

vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die mit 

Erfolg in der Praxis erprobt worden sind. 

 […] 

 

Abschnitt 2 

Gefährdungsbeurteilung und Schutzmaßnahmen 
 
§ 3 Gefährdungsbeurteilung 

1. Der Arbeitgeber hat vor der Verwendung von Arbeitsmitteln die auftretenden 

Gefährdungen zu beurteilen (Gefährdungsbeurteilung) und daraus notwendige und 

geeignete Schutzmaßnahmen abzuleiten. Das Vorhandensein einer CE-Kennzeichnung 

am Arbeitsmittel entbindet nicht von der Pflicht zur Durchführung einer 

Gefährdungsbeurteilung. Für Aufzugsanlagen gilt Satz 1 nur, wenn sie von einem 

Arbeitgeber im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 1 verwendet werden. 

 

2. In die Beurteilung sind alle Gefährdungen einzubeziehen, die bei der Verwendung von 

Arbeitsmitteln ausgehen, und zwar von 

 
1. den Arbeitsmitteln selbst, 

2.  der Arbeitsumgebung und 

3.  den Arbeitsgegenständen, an denen Tätigkeiten mit Arbeitsmitteln durchgeführt  

 werden. 

 

Bei der Gefährdungsbeurteilung ist insbesondere Folgendes zu berücksichtigen: 

 

1.  die Gebrauchstauglichkeit von Arbeitsmitteln einschließlich der ergonomischen,  

 alters- und alternsgerechten Gestaltung, 
2.  die sicherheitsrelevanten einschließlich der ergonomischen Zusammenhänge  

 zwischen Arbeitsplatz, Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren, Arbeitsorganisation,  

 Arbeitsablauf, Arbeitszeit und Arbeitsaufgabe, 

3.  die physischen und psychischen Belastungen der Beschäftigten, die bei der  
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 Verwendung von Arbeitsmitteln auftreten, 

4.   vorhersehbare Betriebsstörungen und die Gefährdung bei Maßnahmen zu deren  

 Beseitigung. 

 

3. Die Gefährdungsbeurteilung soll bereits vor der Auswahl und der Beschaffung der 

Arbeitsmittel begonnen werden. Dabei sind insbesondere die Eignung des Arbeitsmittels 
für die geplante Verwendung, die Arbeitsabläufe und die Arbeitsorganisation zu 

berücksichtigen. Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fachkundigen Personen 

durchgeführt werden. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die entsprechenden 

Kenntnisse, so hat er sich fachkundig beraten zu lassen. 

 

4. Der Arbeitgeber hat sich die Informationen zu beschaffen, die für die 

Gefährdungsbeurteilung notwendig sind. Dies sind insbesondere die nach § 21 Absatz 4 

Nummer 1 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse, Gebrauchs- und 

Betriebsanleitungen sowie die ihm zugänglichen Erkenntnisse aus der 

arbeitsmedizinischen Vorsorge. Der Arbeitgeber darf diese Informationen übernehmen, 
sofern sie auf die Arbeitsmittel, Arbeitsbedingungen und Verfahren in seinem Betrieb 

anwendbar sind. Bei der Informationsbeschaffung kann der Arbeitgeber davon ausgehen, 

dass die vom Hersteller des Arbeitsmittels mitgelieferten Informationen zutreffend sind, 

es sei denn, dass er über andere Erkenntnisse verfügt. 

 

5. Der Arbeitgeber kann bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen bereits vorhandene 

Gefährdungsbeurteilungen, hierzu gehören auch gleichwertige Unterlagen, die ihm der 

Hersteller oder Inverkehrbringer mitgeliefert hat, übernehmen, sofern die Angaben und 

Festlegungen in dieser Gefährdungsbeurteilung den Arbeitsmitteln einschließlich der 

Arbeitsbedingungen und -verfahren, im eigenen Betrieb entsprechen. 
 

6. Der Arbeitgeber hat Art und Umfang erforderlicher Prüfungen von Arbeitsmitteln sowie 

die Fristen von wiederkehrenden Prüfungen nach den §§ 14 und 16 zu ermitteln und 

festzulegen, soweit diese Verordnung nicht bereits entsprechende Vorgaben enthält. 

Satz 1 gilt auch für Aufzugsanlagen. Die Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen sind 

so festzulegen, dass die Arbeitsmittel bis zur nächsten festgelegten Prüfung sicher 

verwendet werden können. Bei der Festlegung der Fristen für die wiederkehrenden 

Prüfungen nach § 14 Absatz 4 dürfen die in Anhang 3 Abschnitt 1 Nummer 3, Abschnitt 2 

Nummer 4.1 Tabelle 1 und Abschnitt 3 Nummer 3.2 Tabelle 1 genannten Höchstfristen 

nicht überschritten werden. Bei der Festlegung der Fristen für die wiederkehrenden 
Prüfungen nach § 16 dürfen die in Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 4.1 und 4.3, Abschnitt 

3 Nummer 5.1 bis 5.3 und Abschnitt 4 Nummer 5.8 in Verbindung mit Tabelle 1 

genannten Höchstfristen nicht überschritten werden, es sei denn, dass in den genannten 

Anhängen etwas anderes bestimmt ist. Ferner hat der Arbeitgeber zu ermitteln und 

festzulegen, welche Voraussetzungen die zur Prüfung befähigten Personen erfüllen 

müssen, die von ihm mit den Prüfungen von Arbeitsmitteln nach den §§ 14, 15 und 16 zu 

beauftragen sind. 

 

7. Die Gefährdungsbeurteilung ist regelmäßig zu überprüfen. Dabei ist der Stand der 
Technik zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, sind die Schutzmaßnahmen bei der 

Verwendung von Arbeitsmitteln entsprechend anzupassen. Der Arbeitgeber hat die 

Gefährdungsbeurteilung unverzüglich zu aktualisieren, wenn 

 

1.  sicherheitsrelevante Veränderungen der Arbeitsbedingungen einschließlich der  

 Änderung von Arbeitsmitteln dies erfordern, 
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2.  neue Informationen, insbesondere Erkenntnisse aus dem Unfallgeschehen oder aus  

 der arbeitsmedizinischen Vorsorge, vorliegen oder 

3. die Prüfung der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen nach § 4 Absatz 5 ergeben hat,  

 dass die festgelegten Schutzmaßnahmen nicht wirksam oder nicht ausreichend sind. 

 

Ergibt die Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung, dass keine Aktualisierung 
erforderlich ist, so hat der Arbeitgeber dies unter Angabe des Datums der Überprüfung in 

der Dokumentation nach Absatz 8 zu vermerken. 

 

8. Der Arbeitgeber hat das Ergebnis seiner Gefährdungsbeurteilung vor der erstmaligen 

Verwendung der Arbeitsmittel zu dokumentieren. Dabei sind mindestens anzugeben 

 

1.  die Gefährdungen, die bei der Verwendung der Arbeitsmittel auftreten, 

2.  die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen, 

3.  wie die Anforderungen dieser Verordnung eingehalten werden, wenn von den nach  

 §21 Absatz 4 Nummer 1 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnissen abgewichen  
 wird, 

4.  Art und Umfang der erforderlichen Prüfungen sowie die Fristen der wiederkehrenden  

 Prüfungen (Absatz 6 Satz 1) und 

5.  das Ergebnis der Überprüfung der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen nach § 4  

 Absatz 5. 

 

Die Dokumentation kann auch in elektronischer Form vorgenommen werden. 

 

9. Sofern der Arbeitgeber von § 7 Absatz 1 Gebrauch macht und die 

Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Voraussetzungen nach § 7 Absatz 1 vorliegen, ist 
eine Dokumentation dieser Voraussetzungen und der gegebenenfalls getroffenen 

Schutzmaßnahmen ausreichend. 

 

§4 Grundpflichten des Arbeitgebers 

1. Arbeitsmittel dürfen erst verwendet werden, nachdem der Arbeitgeber 

 

1.  eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt hat, 

2. die dabei ermittelten Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik getroffen hat  

 und 

3.  festgestellt hat, dass die Verwendung der Arbeitsmittel nach dem Stand der Technik  
 sicher ist. 

 

2. Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung, dass Gefährdungen durch technische 

Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik nicht oder nur unzureichend vermieden 

werden können, hat der Arbeitgeber geeignete organisatorische und personenbezogene 

Schutzmaßnahmen zu treffen. Technische Schutzmaßnahmen haben Vorrang vor 

organisatorischen, diese haben wiederum Vorrang vor personenbezogenen 

Schutzmaßnahmen. Die Verwendung persönlicher Schutzausrüstung ist für jeden 

Beschäftigten auf das erforderliche Minimum zu beschränken. 
 

3. Bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen hat der Arbeitgeber die Vorschriften dieser 

Verordnung einschließlich der Anhänge zu beachten und die nach § 21 Absatz 4 Nummer 
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1 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse zu berücksichtigen. Bei Einhaltung dieser 

Regeln und Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass die in dieser Verordnung gestellten 

Anforderungen erfüllt sind. Von den Regeln und Erkenntnissen kann abgewichen werden, 

wenn Sicherheit und Gesundheit durch andere Maßnahmen zumindest in vergleichbarer 

Weise gewährleistet werden. 

 
4. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel, für die in § 14 und im Abschnitt 

3 dieser Verordnung Prüfungen vorgeschrieben sind, nur verwendet werden, wenn diese 

Prüfungen durchgeführt und dokumentiert wurden. 

 

5. Der Arbeitgeber hat die Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen vor der erstmaligen 

Verwendung der Arbeitsmittel zu überprüfen. Satz 1 gilt nicht, soweit entsprechende 

Prüfungen nach § 14 oder § 15 durchgeführt wurden. Der Arbeitgeber hat weiterhin 

dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel vor ihrer jeweiligen Verwendung durch 

Inaugenscheinnahme und erforderlichenfalls durch eine Funktionskontrolle auf 

offensichtliche Mängel kontrolliert werden und Schutz- und Sicherheitseinrichtungen 
einer regelmäßigen Funktionskontrolle unterzogen werden. Satz 3 gilt auch bei 

Arbeitsmitteln, für die wiederkehrende Prüfungen nach § 14 oder § 16 vorgeschrieben 

sind. 

 

6. Der Arbeitgeber hat die Belange des Arbeitsschutzes in Bezug auf die Verwendung von 

Arbeitsmitteln angemessen in seine betriebliche Organisation einzubinden und hierfür 

die erforderlichen personellen, finanziellen und organisatorischen Voraussetzungen zu 

schaffen. Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass bei der Gestaltung der 

Arbeitsorganisation, des Arbeitsverfahrens und des Arbeitsplatzes sowie bei der Auswahl 

und beim Zur-Verfügung-Stellen der Arbeitsmittel alle mit der Sicherheit und Gesundheit 
der Beschäftigten zusammenhängenden Faktoren, einschließlich der psychischen, 

ausreichend berücksichtigt werden. 

 

§ 5 Anforderungen an die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel 

1. Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeitsmittel zur Verfügung stellen und verwenden 

lassen, die unter Berücksichtigung der vorgesehenen Einsatzbedingungen bei der 

Verwendung sicher sind. Die Arbeitsmittel müssen 

 

1.  für die Art der auszuführenden Arbeiten geeignet sein, 

2.  den gegebenen Einsatzbedingungen und den vorhersehbaren Beanspruchungen  
 angepasst sein und 

3.  über die erforderlichen sicherheitsrelevanten Ausrüstungen verfügen, 

 

sodass eine Gefährdung durch ihre Verwendung so gering wie möglich gehalten wird. 

Kann durch Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 die Sicherheit und Gesundheit nicht 

gewährleistet werden, so hat der Arbeitgeber andere geeignete Schutzmaßnahmen zu 

treffen, um die Gefährdung so weit wie möglich zu reduzieren. 

 

2. Der Arbeitgeber darf Arbeitsmittel nicht zur Verfügung stellen und verwenden lassen, 
wenn sie Mängel aufweisen, welche die sichere Verwendung beeinträchtigen. 
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3. Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeitsmittel zur Verfügung stellen und verwenden 

lassen, die den für sie geltenden Rechtsvorschriften über Sicherheit und 

Gesundheitsschutz entsprechen. Zu diesen Rechtsvorschriften gehören neben den 

Vorschriften dieser Verordnung insbesondere Rechtsvorschriften, mit denen 

Gemeinschaftsrichtlinien in deutsches Recht umgesetzt wurden und die für die 

Arbeitsmittel zum Zeitpunkt des Bereitstellens auf dem Markt gelten. Arbeitsmittel, die 
der Arbeitgeber für eigene Zwecke selbst hergestellt hat, müssen den grundlegenden 

Sicherheitsanforderungen der anzuwendenden Gemeinschaftsrichtlinien entsprechen. 

Den formalen Anforderungen dieser Richtlinien brauchen sie nicht zu entsprechen, es sei 

denn, es ist in der jeweiligen Richtlinie ausdrücklich anders bestimmt. 

 

4. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Beschäftigte nur die Arbeitsmittel verwenden, 

die er ihnen zur Verfügung gestellt hat oder deren Verwendung er ihnen ausdrücklich 

gestattet hat. 

 

§ 6 Grundlegende Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln 

1. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Arbeitsmittel sicher verwendet und dabei 

die Grundsätze der Ergonomie beachtet werden. Dabei ist Anhang 1 zu beachten. Die 

Verwendung der Arbeitsmittel ist so zu gestalten und zu organisieren, dass Belastungen 

und Fehlbeanspruchungen, die die Gesundheit und die Sicherheit der Beschäftigten 

gefährden können, vermieden oder, wenn dies nicht möglich ist, auf ein Mindestmaß 

reduziert werden. Der Arbeitgeber hat darauf zu achten, dass die Beschäftigten in der 

Lage sind, die Arbeitsmittel zu verwenden, ohne sich oder andere Personen zu 

gefährden. Insbesondere sind folgende Grundsätze einer menschengerechten Gestaltung 

der Arbeit zu berücksichtigen: 

 
1.  die Arbeitsmittel einschließlich ihrer Schnittstelle zum Menschen müssen an die  

 körperlichen Eigenschaften und die Kompetenz der Beschäftigten angepasst sein  

 sowie biomechanische Belastungen bei der Verwendung vermieden sein. Zu  

 berücksichtigen sind hierbei die Arbeitsumgebung, die Lage der Zugriffstellen und des  

 Schwerpunktes des Arbeitsmittels, die erforderliche Körperhaltung, die  

 Körperbewegung, die Entfernung zum Körper, die benötigte persönliche  

 Schutzausrüstung sowie die psychische Belastung der Beschäftigten, 

2.  die Beschäftigten müssen über einen ausreichenden Bewegungsfreiraum verfügen, 

3.  es sind ein Arbeitstempo und ein Arbeitsrhythmus zu vermeiden, die zu  

 Gefährdungen der Beschäftigten führen können, 
4.  es sind Bedien- und Überwachungstätigkeiten zu vermeiden, die eine  

 uneingeschränkte und dauernde Aufmerksamkeit erfordern. 

 

2. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass vorhandene Schutzeinrichtungen und zur 

Verfügung gestellte persönliche Schutzausrüstungen verwendet werden, dass 

erforderliche Schutz- oder Sicherheitseinrichtungen funktionsfähig sind und nicht auf 

einfache Weise manipuliert oder umgangen werden. Der Arbeitgeber hat ferner durch 

geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, dass Beschäftigte bei der Verwendung der 

Arbeitsmittel die nach § 12 erhaltenen Informationen sowie Kennzeichnungen und 
Gefahrenhinweise beachten. 
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3. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 

 

1.   die Errichtung von Arbeitsmitteln, der Auf- und Abbau, die Erprobung sowie die  

 Instandhaltung und Prüfung von Arbeitsmitteln unter Berücksichtigung der  

 sicherheitsrelevanten Aufstellungs- und Umgebungsbedingungen nach dem Stand  

 der Technik erfolgen und sicher durchgeführt werden, 
2. erforderliche Sicherheits- und Schutzabstände eingehalten werden und 

3.   alle verwendeten oder erzeugten Energieformen und Materialien sicher zu- und  

 abgeführt werden können. 

 

Werden Arbeitsmittel im Freien verwendet, hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass die 

sichere Verwendung der Arbeitsmittel ungeachtet der Witterungsverhältnisse stets 

gewährleistet ist. 

[…] 
 

§ 10 Instandhaltung und Änderung von Arbeitsmitteln 

1. Der Arbeitgeber hat Instandhaltungsmaßnahmen zu treffen, damit die Arbeitsmittel 

während der gesamten Verwendungsdauer den für sie geltenden Sicherheits- und 

Gesundheitsschutzanforderungen entsprechen und in einem sicheren Zustand erhalten 

werden. Dabei sind die Angaben des Herstellers zu berücksichtigen. Notwendige 

Instandhaltungsmaßnahmen nach Satz 1 sind unverzüglich durchzuführen und die dabei 

erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffen. 

 

2. Der Arbeitgeber hat Instandhaltungsmaßnahmen auf der Grundlage einer 

Gefährdungsbeurteilung sicher durchführen zu lassen und dabei die Betriebsanleitung 

des Herstellers zu berücksichtigen. Instandhaltungsmaßnahmen dürfen nur von 
fachkundigen, beauftragten und unterwiesenen Beschäftigten oder von sonstigen für die 

Durchführung der Instandhaltungsarbeiten geeigneten Auftragnehmern mit 

vergleichbarer Qualifikation durchgeführt werden. 

 

3. Der Arbeitgeber hat alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit 

Instandhaltungsarbeiten sicher durchgeführt werden können. Dabei hat er insbesondere 

 

1.  die Verantwortlichkeiten für die Durchführung der erforderlichen  

 Sicherungsmaßnahmen festzulegen, 

2.  eine ausreichende Kommunikation zwischen Bedien- und Instandhaltungspersonal  
 sicherzustellen, 

3. den Arbeitsbereich während der Instandhaltungsarbeiten abzusichern, 

4.  das Betreten des Arbeitsbereichs durch Unbefugte zu verhindern, soweit das nach  

 der Gefährdungsbeurteilung erforderlich ist, 

5.  sichere Zugänge für das Instandhaltungspersonal vorzusehen, 

6.  Gefährdungen durch bewegte oder angehobene Arbeitsmittel oder deren Teile sowie  

 durch gefährliche Energien oder Stoffe zu vermeiden, 

7.  dafür zu sorgen, dass Einrichtungen vorhanden sind, mit denen Energien beseitigt  

 werden können, die nach einer Trennung des instand zu haltenden Arbeitsmittels v 
 von Energiequellen noch gespeichert sind; diese Einrichtungen sind entsprechend zu  

 kennzeichnen, 

8.   sichere Arbeitsverfahren für solche Arbeitsbedingungen festzulegen, die vom  
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 Normalzustand abweichen, 

9.  erforderliche Warn- und Gefahrenhinweise bezogen auf Instandhaltungsarbeiten an  

 den Arbeitsmitteln zur Verfügung zu stellen, 

10. dafür zu sorgen, dass nur geeignete Geräte und Werkzeuge und eine geeignete  

 persönliche Schutzausrüstung verwendet werden, 

11. bei Auftreten oder Bildung gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre  
 Schutzmaßnahmen entsprechend § 9 Absatz 4 Satz 1 zu treffen, 

12. Systeme für die Freigabe bestimmter Arbeiten anzuwenden. 

 

4. Werden bei Instandhaltungsmaßnahmen an Arbeitsmitteln die für den Normalbetrieb 

getroffenen technischen Schutzmaßnahmen ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt 

oder müssen solche Arbeiten unter Gefährdung durch Energie durchgeführt werden, so 

ist die Sicherheit der Beschäftigten während der Dauer dieser Arbeiten durch andere 

geeignete Maßnahmen zu gewährleisten. 

 

5. Werden Änderungen an Arbeitsmitteln durchgeführt, gelten die Absätze 1 bis 3 
entsprechend. Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die geänderten Arbeitsmittel die 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen nach § 5 Absatz 1 und 2 erfüllen. Bei 

Änderungen von Arbeitsmitteln hat der Arbeitgeber zu beurteilen, ob es sich um 

prüfpflichtige Änderungen handelt. Er hat auch zu beurteilen, ob er bei den Änderungen 

von Arbeitsmitteln Herstellerpflichten zu beachten hat, die sich aus anderen 

Rechtsvorschriften, insbesondere dem Produktsicherheitsgesetz oder einer Verordnung 

nach § 8 Absatz 1 des Produktsicherheitsgesetzes ergeben. 

 

[…] 
 

§ 14 Prüfung von Arbeitsmitteln 

1.   Der Arbeitgeber hat Arbeitsmittel, deren Sicherheit von den Montagebedingungen 

abhängt, vor der erstmaligen Verwendung von einer zur Prüfung befähigten Person 

prüfen zu lassen. Die Prüfung umfasst Folgendes: 

 

1. die Kontrolle der vorschriftsmäßigen Montage oder Installation und der sicheren  

       Funktion dieser Arbeitsmittel, 

2. die rechtzeitige Feststellung von Schäden, 

3. die Feststellung, ob die getroffenen sicherheitstechnischen Maßnahmen wirksam  

       sind. 
 

Prüfinhalte, die im Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahrens geprüft und 

dokumentiert wurden, müssen nicht erneut geprüft werden. Die Prüfung muss vor jeder 

Inbetriebnahme nach einer Montage stattfinden. 

 

2.   Arbeitsmittel, die Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind, die zu 

Gefährdungen der Beschäftigten führen können, hat der Arbeitgeber wiederkehrend von 

einer zur Prüfung befähigten Person prüfen zu lassen. Die Prüfung muss entsprechend 

den nach § 3 Absatz 6 ermittelten Fristen stattfinden. Ergibt die Prüfung, dass die Anlage 
nicht bis zu der nach § 3 Absatz 6 ermittelten nächsten wiederkehrenden Prüfung sicher 

betrieben werden kann, ist die Prüffrist neu festzulegen. 
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3.   Arbeitsmittel, die von Änderungen oder außergewöhnlichen Ereignissen betroffen sind, 

die schädigende Auswirkungen auf ihre Sicherheit haben können, durch die Beschäftigte 

gefährdet werden können, hat der Arbeitgeber unverzüglich einer außerordentlichen 

Prüfung durch eine zur Prüfung befähigte Person unterziehen zu lassen. 

Außergewöhnliche Ereignisse können insbesondere Unfälle, längere Zeiträume der 

Nichtverwendung der Arbeitsmittel oder Naturereignisse sein. 
 

4.   Die in Anhang 3 genannten Arbeitsmittel hat der Arbeitgeber auf ihren sicheren Zustand 

und auf ihre sichere Funktion umfassend prüfen zu lassen: 

 

1. vor ihrer erstmaligen Inbetriebnahme, 

2.  vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen und 

3. wiederkehrend nach Maßgabe der in Anhang 3 genannten Vorgaben. 

 

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Bei der Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme 

müssen Prüfinhalte, die im Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahrens geprüft 
und dokumentiert wurden, nicht erneut geprüft werden. 

 

5.   Der Fälligkeitstermin von wiederkehrenden Prüfungen wird jeweils mit dem Monat und 

dem Jahr angegeben. Die Frist für die nächste wiederkehrende Prüfung beginnt mit dem 

Fälligkeitstermin der letzten Prüfung. Wird eine Prüfung vor dem Fälligkeitstermin 

durchgeführt, beginnt die Frist für die nächste Prüfung mit dem Monat und Jahr der 

Durchführung. Für Arbeitsmittel mit einer Prüffrist von mehr als zwei Jahren gilt Satz 3 

nur, wenn die Prüfung mehr als zwei Monate vor dem Fälligkeitstermin durchgeführt 

wird. Ist ein Arbeitsmittel zum Fälligkeitstermin der wiederkehrenden Prüfung außer 

Betrieb gesetzt, so darf es erst wieder in Betrieb genommen werden, nachdem diese 
Prüfung durchgeführt worden ist; in diesem Fall beginnt die Frist für die nächste 

wiederkehrende Prüfung mit dem Termin der Prüfung. Eine wiederkehrende Prüfung gilt 

als fristgerecht durchgeführt, wenn sie spätestens zwei Monate nach dem 

Fälligkeitstermin durchgeführt wurde. Dieser Absatz ist nur anzuwenden, soweit es sich 

um Arbeitsmittel nach Anhang 2 Abschnitte 2 bis 4 und Anhang 3 handelt. 

 

6.   Zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 Absatz 6 unterliegen bei der Durchführung der 

nach dieser Verordnung vorgeschriebenen Prüfungen keinen fachlichen Weisungen durch 

den Arbeitgeber. Zur Prüfung befähigte Personen dürfen vom Arbeitgeber wegen ihrer 

Prüftätigkeit nicht benachteiligt werden. 
 

7.   Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Ergebnis der Prüfung nach den Absätzen 1 

bis 4 aufgezeichnet und mindestens bis zur nächsten Prüfung aufbewahrt wird. Dabei hat 

er dafür zu sorgen, dass die Aufzeichnungen nach Satz 1 mindestens Auskunft geben 

über: 

 

1. Art der Prüfung, 

2. Prüfumfang und 

3. Ergebnis der Prüfung. 
 

Aufzeichnungen können auch in elektronischer Form aufbewahrt werden. Werden 

Arbeitsmittel nach den Absätzen 1 und 2 sowie Anhang 3 an unterschiedlichen 

Betriebsorten verwendet, ist ein Nachweis über die Durchführung der letzten Prüfung 

vorzuhalten. 
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8.   Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für überwachungsbedürftige Anlagen, soweit 

entsprechende Prüfungen in den §§ 15 und 16 vorgeschrieben sind. Absatz 7 gilt nicht für 

überwachungsbedürftige Anlagen, soweit entsprechende Aufzeichnungen in § 17 

vorgeschrieben sind. 

[…] 

 

Anhang 1 (zu § 6 Absatz 1 Satz 2) 
Besondere Vorschriften für bestimmte Arbeitsmittel 

 
[…] 

2.  Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten 

2.1. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Standsicherheit und Festigkeit von 

Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten, ihrer Lastaufnahmeeinrichtungen und 
gegebenenfalls abnehmbarer Teile jederzeit sichergestellt ist. Hierbei hat er auch 

besondere Bedingungen wie Witterung, Transport, Auf- und Abbau, mögliche Ausfälle 

und vorgesehene Prüfungen, auch mit Prüflast, zu berücksichtigen. 

Sofern nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, hat der Arbeitgeber 

Arbeitsmittel mit einer Einrichtung zu versehen, die ein Überschreiten der zulässigen 

Tragfähigkeit verhindert. Auch sind Belastungen der Aufhängepunkte oder der 

Verankerungspunkte an den tragenden Teilen zu berücksichtigen. 

 

Demontierbare und mobile Arbeitsmittel zum Heben von Lasten müssen so aufgestellt 

und verwendet werden, dass die Standsicherheit des Arbeitsmittels gewährleistet ist 

und dessen Kippen, Verschieben oder Abrutschen verhindert wird. Der Arbeitgeber hat 

dafür zu sorgen, dass die korrekte Durchführung der Maßnahmen von einem hierzu 

besonders eingewiesenen Beschäftigten überprüft wird. 

 

2.2.   Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten mit  

einem deutlich sichtbaren Hinweis auf die zulässige Tragfähigkeit versehen sind. Sofern    
unterschiedliche Betriebszustände möglich sind, ist die zulässige Tragfähigkeit für die           

einzelnen Betriebszustände anzugeben. Lastaufnahmeeinrichtungen sind so zu  

kennzeichnen, dass ihre für eine sichere Verwendung grundlegenden Eigenschaften zu  

erkennen sind. Arbeitsmittel zum Heben von Beschäftigten müssen hierfür geeignet   

sein sowie deutlich sichtbar mit Hinweisen auf diesen Verwendungszweck 

gekennzeichnet werden. 

 

2.3. Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, die verhindern, dass Lasten 

 

a) sich ungewollt gefährlich verlagern, herabstürzen oder 
b) unbeabsichtigt ausgehakt werden können. 

 

Wenn der Aufenthalt von Beschäftigten im Gefahrenbereich nicht verhindert werden   

kann, muss gewährleistet sein, dass Befehlseinrichtungen zur Steuerung von                          

Bewegungen nach ihrer Betätigung von selbst in die Nullstellung zurückgehen und die  
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eingeleitete Bewegung unverzüglich unterbrochen wird. 

 

2.3.1. Das flurgesteuerte Arbeitsmittel zum Heben von Lasten muss für den steuernden 

Beschäftigten bei maximaler Fahrgeschwindigkeit jederzeit beherrschbar sein. 

 

2.3.2. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten 
bei Hub-, Fahr- und Drehbewegungen abgebremst und ungewollte Bewegungen 

des Arbeitsmittels verhindert werden können. 

 

2.3.3. Kraftbetriebene Hubbewegungen des Arbeitsmittels zum Heben von Lasten 

müssen begrenzt sein. Schienenfahrbahnen müssen mit Fahrbahnbegrenzungen 

ausgerüstet sein. 

 

2.3.4. Können beim Betreiben von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten Beschäftigte 

gefährdet werden und befindet sich die Befehlseinrichtung nicht in der Nähe der 

Last, müssen die Arbeitsmittel mit Warneinrichtungen ausgerüstet sein. 
 

2.3.5. Der Rückschlag von Betätigungseinrichtungen handbetriebener Arbeitsmittel zum 

Heben von Lasten muss begrenzt sein. 

 

2.4. Beim Heben oder Fortbewegen von Beschäftigten sind insbesondere die folgenden 

besonderen Maßnahmen zu treffen: 

 

a) Gefährdungen durch Absturz eines Lastaufnahmemittels sind mit geeigneten  

 Vorrichtungen zu verhindern. Lastaufnahmemittel sind an jedem Arbeitstag auf    

 einwandfreien Zustand zu überprüfen. 
b) Das Herausfallen von Beschäftigten aus dem Personenaufnahmemittel des   

 Arbeitsmittels zum Heben von Lasten ist zu verhindern. 

c) Gefährdungen durch Quetschen oder Einklemmen der Beschäftigten oder    

 Zusammenstoß von Beschäftigten mit Gegenständen sind zu vermeiden. 

d) Bei Störungen im Personenaufnahmemittel sind festsitzende Beschäftigte vor 

 Gefährdungen zu schützen und müssen gefahrlos befreit werden können. 

 

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Heben von Beschäftigten nur mit hierfür 

vorgesehenen Arbeitsmitteln und Zusatzausrüstungen erfolgt. Abweichend davon ist 

das Heben von Beschäftigten mit hierfür nicht vorgesehenen Arbeitsmitteln 
ausnahmsweise zulässig, wenn 

 

a) die Sicherheit der Beschäftigten auf andere Weise gewährleistet ist, 

b) bei der Tätigkeit eine angemessene Aufsicht durch einen anwesenden besonders 

 eingewiesenen Beschäftigten sichergestellt ist, 

c) der Steuerstand des Arbeitsmittels ständig besetzt ist, 

d) der mit der Steuerung des Arbeitsmittels beauftragte Beschäftigte hierfür besonders 

 eingewiesen ist, 

e) sichere Mittel zur Verständigung zur Verfügung stehen und 
f)  ein Bergungsplan für den Gefahrenfall vorliegt. 

 

2.5. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 

 

a) Beschäftigte nicht durch hängende Lasten gefährdet werden, insbesondere hängende  

 Lasten nicht über ungeschützte Bereiche, an denen sich für gewöhnlich Beschäftigte  
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 aufhalten, bewegt werden, 

b) Lasten sicher angeschlagen werden, 

c) Lasten, Lastaufnahme- sowie Anschlagmittel sich nicht unbeabsichtigt lösen oder  

 verschieben können, 

d) den Beschäftigten bei der Verwendung von Lastaufnahme- und Anschlagmitteln  

 angemessene Informationen über deren Eigenschaften und zulässigen Einsatzgebiete  
 zur Verfügung stehen, 

e) Verbindungen von Anschlagmitteln deutlich gekennzeichnet sind, sofern sie nach der  

 Verwendung nicht getrennt werden, 

f) Lastaufnahme- und Anschlagmittel entsprechend den zu handhabenden Lasten, den  

 Greifpunkten, den Einhakvorrichtungen, den Witterungsbedingungen sowie der Art  

 und Weise des Anschlagens ausgewählt werden und 

g) Lasten nicht mit kraftschlüssig wirkenden Lastaufnahmemitteln über ungeschützte  

 Beschäftigte geführt werden. 

 

2.6. Lastaufnahme- und Anschlagmittel sind so aufzubewahren, dass sie nicht beschädigt 
werden können und ihre Funktionsfähigkeit nicht beeinträchtigt werden kann. 

 

2.7. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht 

geführten Lasten. 

 

2.7.1. Überschneiden sich die Aktionsbereiche von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht 

geführten Lasten, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen durch 

Zusammenstöße der Arbeitsmittel zu verhindern. Ebenso sind geeignete 

Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen von Beschäftigten durch 

Zusammenstöße von diesen mit nichtgeführten Lasten zu verhindern. 
 

2.7.2. Es sind geeignete Maßnahmen gegen Gefährdungen von Beschäftigten durch 

Abstürzen von nicht geführten Lasten zu treffen. Kann der Beschäftigte, der ein 

Arbeitsmittels zum Heben von nicht geführten Lasten steuert, die Last weder 

direkt noch durch Zusatzgeräte über den gesamten Weg beobachten, ist er von 

einem anderen Beschäftigten einzuweisen. 

 

 

2.7.3. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 

 
a) nicht geführte Lasten sicher von Hand ein- und ausgehängt werden können, 

b) die Beschäftigten den Hebe- und Transportvorgang direkt oder indirekt  

 steuern können, 

c) alle Hebevorgänge mit nicht geführten Lasten so geplant und durchgeführt  

 werden, dass die Sicherheit der Beschäftigten gewährleistet ist. Soll eine  

 nicht geführte Last gleichzeitig durch zwei oder mehrere Arbeitsmittel  

 angehoben werden, ist ein Verfahren festzulegen und zu überwachen, das  

 die Zusammenarbeit der Beschäftigten sicherstellt, 

d) nur solche Arbeitsmittel zum Heben von nicht geführten Lasten eingesetzt  
 werden, die diese Lasten auch bei einem teilweisen oder vollständigen  

 Energieausfall sicher halten; ist dies nicht möglich, sind geeignete  

 Maßnahmen zu treffen, damit die Sicherheit der Beschäftigten gewährleistet  

 ist. Hängende, nicht geführte Lasten müssen ständig beobachtet werden, es 

 sei denn, der Zugang zum Gefahrenbereich wird verhindert, die Last wurde  

 sicher eingehängt und wird im hängenden Zustand sicher gehalten, 
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e) die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten  

 im Freien eingestellt wird, wenn die Witterungsbedingungen die sichere  

 Verwendung des Arbeitsmittels beeinträchtigen, und 

f) die vom Hersteller des Arbeitsmittels zum Heben nicht geführter Lasten  

 vorgegebenen Maßnahmen getroffen werden; dies gilt insbesondere für  

 Maßnahmen gegen das Umkippen des Arbeitsmittels. 

 

3. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln bei zeitweiligem Arbeiten  
 auf hoch gelegenen Arbeitsplätzen 

3.1. Allgemeine Mindestanforderungen 

 
3.1.1. Diese Anforderungen gelten bei zeitweiligen Arbeiten an hoch gelegenen 

Arbeitsplätze unter Verwendung von 
 

a) Gerüsten einschließlich deren Auf-, Um- und Abbau, 

b) Leitern sowie 

c) von Zugangs- und Positionierungsverfahren unter der Zuhilfenahme von Seilen. 

 
3.1.2. Können zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen nicht auf sichere 

Weise und unter angemessenen ergonomischen Bedingungen von einer 

geeigneten Standfläche aus durchgeführt werden, sind Maßnahmen zu treffen, mit 

denen die Gefährdung der Beschäftigten so gering wie möglich gehalten wird. 

Bei der Auswahl der Zugangsmittel zu hoch gelegenen Arbeitsplätzen, an denen 
zeitweilige Arbeiten ausgeführt werden, sind der zu überwindende 

Höhenunterschied sowie Art, Dauer und Häufigkeit der Verwendung zu 

berücksichtigen. Arbeitsstelzen sind grundsätzlich nicht als geeignete Arbeitsmittel 

anzusehen. Die ausgewählten Zugangsmittel müssen auch die Flucht bei 

drohender Gefahr ermöglichen. Beim Zugang zum hoch gelegenen Arbeitsplatz 

sowie beim Abgang von diesem dürfen keine zusätzlichen Absturzgefährdungen 

entstehen. 

 

3.1.3. Alle Einrichtungen, die als zeitweilige hoch gelegene Arbeitsplätze oder als 
Zugänge hierzu dienen, müssen insbesondere so beschaffen, bemessen, 

aufgestellt, unterstützt, ausgesteift und verankert sein, dass sie die bei der 

vorgesehenen Verwendung anfallenden Lasten aufnehmen und ableiten können. 

Die Einrichtungen dürfen nicht überlastet werden und müssen auch während der 

einzelnen Bauzustände und der gesamten Nutzungszeit standsicher sein. 

 

3.1.4. Die Verwendung von Leitern als hoch gelegene Arbeitsplätze und von Zugangs- 

und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen ist nur in solchen 

Fällen zulässig, in denen 

 
a)  wegen der geringen Gefährdung und wegen der geringen Dauer der   

     Verwendung die Verwendung anderer, sichererer Arbeitsmittel nicht   

     verhältnismäßig ist und  

b) die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Arbeiten sicher durchgeführt   

     werden können. 
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3.1.5. An Arbeitsmitteln mit Absturzgefährdung sind Absturzsicherungen vorzusehen. 

Diese Vorrichtungen müssen so gestaltet und so beschaffen sein, dass Abstürze 

verhindert und Verletzungen der Beschäftigten so weit wie möglich vermieden 

werden. Feste Absturzsicherungen dürfen nur an Zugängen zu Leitern oder 

Treppen unterbrochen werden. Lassen sich im Einzelfall feste Absturzsicherungen 

nicht verwenden, müssen stattdessen andere Einrichtungen zum Auffangen 
abstürzender Beschäftigter vorhanden sein (zum Beispiel Auffangnetze).  

Individuelle Absturzsicherungen für die Beschäftigten sind nur ausnahmsweise im 

begründeten Einzelfall zulässig. 

 

3.1.6. Kann eine Tätigkeit nur ausgeführt werden, wenn eine feste Absturzsicherung 

vorübergehend entfernt wird, so müssen wirksame Ersatzmaßnahmen für die 

Sicherheit der Beschäftigten getroffen werden. Die Tätigkeit darf erst ausgeführt 

werden, wenn diese Maßnahmen umgesetzt worden sind. Ist die Tätigkeit 

vorübergehend oder endgültig abgeschlossen, müssen die festen 

Absturzsicherungen unverzüglich wieder angebracht werden. 
 

3.1.7. Beim Auf- und Abbau von Gerüsten sind auf der Grundlage der 

Gefährdungsbeurteilung geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen, durch welche 

die Sicherheit der Beschäftigten stets gewährleistet ist. 

 

3.1.8. Zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen dürfen im Freien unter 

Verwendung von Gerüsten einschließlich deren Auf-, Um- und Abbau sowie von 

Leitern und von Zugangs- und Positionierungsverfahren unter der Zuhilfenahme 

von Seilen nur dann ausgeführt werden, wenn die Witterungsverhältnisse die 

Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten nicht beeinträchtigen. 
Insbesondere dürfen die Arbeiten nicht begonnen oder fortgesetzt werden, wenn 

witterungsbedingt, insbesondere durch starken oder böigen Wind, Vereisung oder 

Schneeglätte, die Möglichkeit besteht, dass Beschäftigte abstürzen oder durch 

herabfallende oder umfallende Teile verletzt werden. 

 

3.2.  Besondere Vorschriften für die Verwendung von Gerüsten 

 

3.2.1. Kann das gewählte Gerüst nicht nach einer allgemein anerkannten 

Regelausführung errichtet werden, ist für das Gerüst oder einzelne Bereiche davon 

eine gesonderte Festigkeits- und Standfestigkeitsberechnung vorzunehmen. 
 

3.2.2. Der für die Gerüstbauarbeiten verantwortliche Arbeitgeber oder eine von ihm 

bestimmte, fachkundige Person hat je nach Komplexität des gewählten Gerüsts 

einen Plan für Aufbau, Verwendung und Abbau zu erstellen. Dabei kann es sich um 

eine allgemeine Aufbau- und Verwendungsanleitung handeln, die durch 

Detailangaben für das jeweilige Gerüst ergänzt wird. 

 

3.2.3. Die Standsicherheit des Gerüsts muss sichergestellt sein. Der Arbeitgeber hat dafür 

zu sorgen, dass Gerüste, die freistehend nicht standsicher sind, vor der 
Verwendung verankert werden. Die Ständer eines Gerüsts sind vor der Möglichkeit 

des Verrutschens zu schützen, indem sie an der Auflagefläche durch eine 

Gleitschutzvorrichtung oder durch ein anderes, gleich geeignetes Mittel fixiert 

werden. Die belastete Fläche muss eine ausreichende Tragfähigkeit haben. Ein 

unbeabsichtigtes Fortbewegen von fahrbaren Gerüsten während der Arbeiten an 

hoch gelegenen Arbeitsplätzen muss durch geeignete Vorrichtungen verhindert 
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werden. Während des Aufenthalts von Beschäftigten auf einem fahrbaren Gerüst 

darf dieses nicht vom Standort fortbewegt werden. 

 

3.2.4. Die Abmessungen, die Form und die Anordnung der Lauf- und Arbeitsflächen auf 

Gerüsten müssen für die auszuführende Tätigkeit geeignet sein. Sie müssen an die 

zu erwartende Beanspruchung angepasst sein und ein gefahrloses Begehen 
erlauben. Sie sind dicht aneinander und so zu verlegen, dass sie bei normaler 

Verwendung nicht wippen und nicht verrutschen können. Zwischen den einzelnen 

Gerüstflächen und dem Seitenschutz darf kein Zwischenraum vorhanden sein, der 

zu Gefährdungen von Beschäftigten führen kann. 

 

3.2.5. Sind bestimmte Teile eines Gerüsts nicht verwendbar, insbesondere während des 

Auf-, Ab- oder Uŵďaus, siŶd diese Teile ŵit deŵ VerďotszeiĐheŶ „Zutritt ǀerďoteŶ“ 
zu kennzeichnen und durch Absperrungen, die den Zugang zu diesen Teilen 

verhindern, angemessen abzugrenzen. 

 
3.2.6. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Gerüste nur unter der Aufsicht einer 

fachkundigen Person und nach Unterweisung nach § 12 von fachlich hierfür 

geeigneten Beschäftigten auf-, ab oder umgebaut werden. Die Unterweisung hat 

sich insbesondere zu erstrecken auf Informationen über 

 

a) den Plan für den Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts, 

b) den sicheren Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts, 

c) vorbeugende Maßnahmen gegen Gefährdungen von Beschäftigten durch     

    Absturz oder des Herabfallens von Gegenständen, 

d) Sicherheitsvorkehrungen für den Fall, dass sich die Witterungsverhältnisse so  
     verändern, dass die Sicherheit und Gesundheit der betroffenen Beschäftigten  

     beeinträchtigt werden können, 

e) zulässige Belastungen, 

f)  alle anderen, möglicherweise mit dem Auf-, Ab- oder Umbau verbundenen  

    Gefährdungen. 

 

Der fachkundigen Person, die die Gerüstarbeiten beaufsichtigt, und den 

betroffenen Beschäftigten muss der in Nummer 3.2.2 vorgesehene Plan mit allen 

darin enthaltenen Anweisungen vor Beginn der Tätigkeit vorliegen. 

 
3.3.   Besondere Vorschriften für die Verwendung von Leitern 

 

3.3.1. Der Arbeitgeber darf Beschäftigten nur solche Leitern zur Verfügung stellen, die 

nach ihrer Bauart für die jeweils auszuführende Tätigkeit geeignet sind. 
 

 

3.3.2. Leitern müssen während der Verwendung standsicher und sicher begehbar 

aufgestellt sein. Leitern müssen zusätzlich gegen Umstürzen gesichert werden, 

wenn die Art der auszuführenden Tätigkeit dies erfordert. Tragbare Leitern müssen 

so auf einem tragfähigen, unbeweglichen und ausreichend dimensionierten 

Untergrund stehen, dass die Stufen in horizontaler Stellung bleiben. Hängeleitern 

sind gegen unbeabsichtigtes Aushängen zu sichern. Sie müssen sicher und mit 
Ausnahme von Strickleitern so befestigt sein, dass sie nicht verrutschen oder in 

eine Pendelbewegung geraten können. 
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3.3.3. Das Verrutschen der Leiterfüße von tragbaren Leitern ist während der Verwendung 

dieser Leitern entweder durch Fixierung des oberen oder unteren Teils der Holme, 

durch eine Gleitschutzvorrichtung oder durch eine andere, gleich geeignete  

Maßnahme zu verhindern. Leitern, die als Aufstieg verwendet werden, müssen so 

beschaffen sein, dass sie weit genug über die Austrittsstelle hinausragen, sofern 

nicht andere Vorrichtungen ein sicheres Festhalten erlauben. Aus mehreren Teilen 
bestehende Steckleitern oder Schiebeleitern sind so zu verwenden, dass die 

Leiterteile unbeweglich miteinander verbunden bleiben. Fahrbare Leitern sind vor 

ihrer Verwendung so zu arretieren, dass sie nicht wegrollen können. 

 

3.3.4. Leitern sind so zu verwenden, dass die Beschäftigten jederzeit sicher stehen und 

sich sicher festhalten können. Muss auf einer Leiter eine Last getragen werden, 

darf dies ein sicheres Festhalten nicht verhindern. 

 

3.4.   Besondere Vorschriften für Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme  

von Seilen 
 

3.4.1. Bei der Verwendung eines Zugangs- und Positionierungsverfahrens unter 

Zuhilfenahme von Seilen müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: 

 

a) Das System muss aus mindestens zwei getrennt voneinander befestigten Seilen   

     bestehen, wobei eines als Zugangs-, Absenk- und Haltemittel (Arbeitsseil) und  

     das andere als Sicherungsmittel (Sicherungsseil) dient. 

b) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Beschäftigten geeignete  

     Auffanggurte verwenden, über die sie mit dem Sicherungsseil verbunden sind. 

c) In dem System ist ein Sitz mit angemessenem Zubehör vorzusehen, der mit dem  
     Arbeitsseil verbunden ist. 

d) Das Arbeitsseil muss mit sicheren Mitteln für das Auf- und Abseilen ausgerüstet   

     werden. Hierzu gehört ein selbstsicherndes System, das einen Absturz  

     verhindert, wenn Beschäftigte die Kontrolle über ihre Bewegungen verlieren.  

     Das Sicherungsseil ist mit einer bewegungssynchron mitlaufenden, beweglichen  

     Absturzsicherung auszurüsten. 

e) Werkzeug und anderes Zubehör, das von den Beschäftigten verwendet werden  

     soll, ist an deren Auffanggurt oder Sitz oder unter Rückgriff auf andere, gleich  

     geeignete Mittel so zu befestigen, dass es nicht abfällt und leicht erreichbar ist. 

f)  Die Arbeiten sind sorgfältig zu planen und zu beaufsichtigen. Der Arbeitgeber  
     hat dafür zu sorgen, dass den Beschäftigten bei Bedarf unmittelbar Hilfe  

     geleistet werden kann. 

g) Die Beschäftigten, die Zugangs- und Positionierungsverfahren unter  

     Zuhilfenahme von Seilen verwenden, müssen in den vorgesehenen  

     Arbeitsverfahren, insbesondere in Bezug auf die Rettungsverfahren, besonders  

     eingewiesen sein. 

 

3.4.2. Abweichend von Nummer 3.4.1 ist die Verwendung eines einzigen Seils zulässig, 

wenn die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Verwendung eines zweiten Seils 
eine größere Gefährdung bei den Arbeiten darstellen würde, und geeignete 

Maßnahmen getroffen werden, um die Sicherheit der Beschäftigten auf andere 

Weise zu gewährleisten. Dies ist in der Dokumentation der Gefährdungs-

beurteilung darzulegen. 
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[…] 

 

Anhang 3 (zu § 14 Absatz 4) 
Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel 

 
Abschnitt 1 
Krane 

1.  Anwendungsbereich und Ziel 

1.1.   Dieser Abschnitt gilt für Prüfungen folgender Krane (Hebezeuge): 

Laufkatzen, Ausleger-, Dreh-, Derrick-, Brücken-, Wandlauf-, Portal-, Schwenkarm-, 

Turmdreh-, Fahrzeug-, Lkw-, Lade-, Lkw-Anbau-, Schwimm-, Offshore- und Kabelkrane. 

Für Lkw-Ladekrane, deren Lastmoment mehr als 300 Kilonewtonmeter oder deren 

Auslegerlänge mehr als 15 Meter beträgt, gelten die Prüfvorschriften, wie sie in diesem 

Abschnitt für Fahrzeugkrane festgelegt sind. 

 

1.2.   Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäftigten vor 
Gefährdungen durch die genannten Krane sicherzustellen. 

 

 

2.  Prüfsachverständige 

 Prüfsachverständige im Sinne dieses Abschnitts sind zur Prüfung befähigte Personen nach § 2  

 Absatz 6, die zusätzlich 

 

 a)  eine abgeschlossene Ausbildung als Ingenieur haben oder vergleichbare Kenntnisse und  

      Erfahrungen in der Fachrichtung aufweisen, auf die sich ihre Tätigkeit bezieht, 

 b) mindestens drei Jahre Erfahrung in der Konstruktion, dem Bau, der Instandhaltung oder  

      der Prüfung von Kranen haben und davon mindestens ein halbes Jahr an der Prüftätigkeit 

            eines Prüfsachverständigen beteiligt waren, 

 c) ausreichende Kenntnisse über die einschlägigen Vorschriften und Regeln besitzen, 
 d) über die für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen und Unterlagen verfügen und 

 e) ihre fachlichen Kenntnisse auf aktuellem Stand halten. 

 

3.  Prüffristen, Prüfzuständigkeiten und Prüfaufzeichnungen 

3.1.   Für kraftbetriebene Krane gelten die in Tabelle 1 festgelegten Prüffristen und 

Prüfzuständigkeiten. 

 

3.2.   Für handbetriebene oder teilkraftbetriebene Krane gelten die in Tabelle 2 festgelegten 

Prüffristen und Prüfzuständigkeiten. 

 

3.3.   Abweichend von § 14 Absatz 7 Satz 1 sind Aufzeichnungen über die gesamte 

Verwendungsdauer des Arbeitsmittels aufzubewahren. 

 
3.4.   Die in den Tabellen 1 und 2 genannten Krane sind nach außergewöhnlichen Ereignissen 

durch eine zur Prüfung befähigte Person nach § 2 Absatz 6 und nach Änderungen durch 
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einen Prüfsachverständigen zu prüfen. § 14 Absatz 3 Satz 1 findet insoweit keine 

Anwendung. § 14 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 

Tabelle 1:  Prüffristen und Prüfzuständigkeiten für bestimmte Krane 

Kran Prüfung nach der Montage, 
Installation, und vor der ersten 
Inbetriebnahme 

Wiederkehrende Prüfung 

Laufkatzen 
Prüfsachverständiger 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Ausleger- und Drehkrane 
Prüfsachverständiger 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Derrickkrane 
Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 und alle 4 

Betriebsjahre durch einen 

Prüfsachverständigen 

Brückenkrane, Wandlaufkrane 
Prüfsachverständiger 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Portalkrane 
Prüfsachverständiger 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Schwenkarmkrane 
Prüfsachverständiger 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Turmdrehkrane 

Zur Prüfung befähigte Person 

gemäß §2 Absatz 6 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

und alle 4 Betriebsjahre, im 14. Und 16. 

Betriebsjahr und danach jährlich durch 

einen Prüfsachverständigen 

Fahrbare Turmdrehkrane 
(Auto-Turmdrehkrane) mit 
luftbereiftem und 
angetriebenen Unterwagen; 
die Fahrbewegungen werden 
von einer Fahrerkabine im 
Unterwagen und die 
Kranbewegungen von einer 
Krankabine aus gesteuert, die 
im oder am Turm angeordnet 
ist. 

Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

und alle 4 Betriebsjahre, im 14. Und 16. 

Betriebsjahr und danach jährlich durch 

einen Prüfsachverständigen 

Fahrzeugkrane 

Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

und alle 4 Betriebsjahre, im 13. 

Betriebsjahr und danach jährlich durch 

einen Prüfsachverständigen 

LKW- Ladekrane  
a) Grundsätzlich 

Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

b) mit mehr als 300 kNm 
     Lastmoment oder mit  
     mehr als 15 m  
     Auslegerlänge   

Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

und alle 4 Betriebsjahre, im 13. 

Betriebsjahr und danach jährlich durch 

einen Prüfsachverständigen 

LKW- Anbaukrane 
Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 und alle 4 

Betriebsjahre durch einen 

Prüfsachverständigen 
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Schwimm- und Offshorekrane Prüfsachverständiger, falls 

Einbau oder Aufbau vor Ort 

erfolgen 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Kabelkrane Prüfung entfällt wegen §14 

Absatz 1 Satz 3 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

 

 

Tabelle 2:  Prüffristen und Prüfzuständigkeiten für handbetriebene oder teilkraftbetriebene  
  Krane 

Kran Prüfung nach der Montage, 
Installation, und vor der ersten 
Inbetriebnahme 

Wiederkehrende Prüfung 

Handbetriebene oder 
teilkraftbetriebene  
Krane > 1t Tragfähigkeit 

Prüfsachverständiger 
jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

Handbetriebene oder 
teilkraftbetriebene  
Krane ≤ 1t Tragfähigkeit 

Zur Prüfung befähigte Person 

gemäß §2 Absatz 6 

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte 

Person gemäß §2 Absatz 6 

 

[…] 

Abschnitt 3 
maschinentechnische Arbeitsmittel der Veranstaltungstechnik 

1.     Anwendungsbereich und Ziel 

1.1. Die in diesem Abschnitt genannten Anforderungen gelten für maschinentechnische 

Arbeitsmittel der Veranstaltungstechnik, die zum szenischen Bewegen und Halten von 

Personen und Lasten verwendet werden. Maschinentechnische Arbeitsmittel der 

Veranstaltungstechnik sind insbesondere Beleuchtungs- und Oberlichtzüge, 

Beleuchtungs- und Portalbrücken, Bildwände, Bühnenwagen, Dekorations- und 
Prospektzüge, Drehbühnen und Drehscheiben, Elektrokettenzüge, Flugwerke, 

Kamerakrane und Kamerasupportsysteme, kraftbewegte Dekorationselemente, 

Leuchtenhänger, Punktzüge, Schutzvorhänge, Stative und Versenkeinrichtungen. 

 

1.2. Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäftigten vor 

Gefährdungen durch die genannten Arbeitsmittel der Veranstaltungstechnik 

sicherzustellen. 

2.     Prüfsachverständige 

     Prüfsachverständige im Sinne dieses Abschnitts sind zur Prüfung befähigte Personen nach § 2  

 Absatz 6, die zusätzlich 

  

 a)   eine abgeschlossene Ausbildung als Ingenieur haben oder vergleichbare Kenntnisse und 

       Erfahrungen in der Fachrichtung aufweisen, auf die sich ihre Tätigkeit bezieht, 

 b)  über mindestens drei Jahre Erfahrung in der Konstruktion, dem Bau der Instandhaltung  

       oder der Prüfung von sicherheitstechnischen und maschinentechnischen Einrichtungen  

                    von Veranstaltungs- und Produktionsstätten für szenische Darstellung haben, davon  

      mindestens ein halbes Jahr an der Prüftätigkeit eines Prüfsachverständigen, 
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 c)  ausreichende Kenntnisse über die einschlägigen Vorschriften und Regeln besitzen, 

 d) mit der Betriebsweise der Veranstaltungs- und Produktionstechnik vertraut sind, 

 e) über die für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen und Unterlagen verfügen und 

 f)  ihre fachlichen Kenntnisse auf aktuellem Stand halten. 

 

3.     Prüfzuständigkeiten, Prüffristen und Prüfaufzeichnungen 

3.1.  Für die unter Nummer 1 genannten Arbeitsmittel gelten die in der nachfolgenden 

Tabelle festgelegten Prüffristen und Prüfzuständigkeiten. 

 

3.2.  Die in Tabelle 1 genannten maschinentechnischen Arbeitsmittel der 

Veranstaltungstechnik sind nach außergewöhnlichen Ereignissen und nach Änderungen 

von einem Prüfsachverständigen zu prüfen. § 14 Absatz 3 Satz 1 findet insoweit keine 

Anwendung. § 14 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
Tabelle 1:  Prüfzuständigkeiten und Prüffristen 

Maschinentechnisches 
Arbeitsmittel der 
Veranstaltungstechnik 

Prüfung nach der Montage, 
Installation, und vor der ersten 
Inbetriebnahme 

Wiederkehrende Prüfung 

Arbeitsmittel (einschließlich 
Eigenbauten), die unter den 
Anwendungsbereich der 
Maschinenverordnung 
(Neunte Verordnung zum 
Produktsicherheitsgesetz) 
fallen, soweit es sich handelt 
um 

 

Mindestens jährlich durch eine zur 

Prüfung befähigte Person gemäß §2 

Absatz 6 und mindestens alle 4 Jahre 

durch einen Prüfsachverständigen 

a) stationäre Arbeitsmittel Prüfsachverständiger 

b) mobile Arbeitsmittel zur Prüfung befähigte Person 

nach §2 Absatz 6 

c) mobile Arbeitsmittel, mit  
    denen Personen bewegt  
    oder Lasten über Personen  
    bewegt werden 

Prüfsachverständiger 

d) mobile Arbeitsmittel, mit  
     denen softwarebasierte  
     automatisierte  
     Bewegungsabläufe  
     erfolgen. 

Prüfsachverständiger 

Arbeitsmittel (einschließlich 
Eigenbauten), die nicht unter 
den Anwendungsbereich der 
Maschinenverordnung 
(Neunte Verordnung zum 
Produktsicherheitsgesetz) 
fallen 

Prüfsachverständiger 

   

3.3.  Abweichend von § 14 Absatz 7 Satz 1 sind Aufzeichnungen über die gesamte 

Verwendungsdauer des Arbeitsmittels aufzubewahren. 
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[…] 

 

Artikel 3 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssicherheitsverordnung 

vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. November 

2011 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist, außer Kraft. 

 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 

 

Berlin, den 07. Januar 2015 
 

Die Bundeskanzlerin 

Dr. Angela Merkel 
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